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Eine Honorarabrede zwischen Bevollmächtigtem und Kläger führt nicht zu einem Verlust 
des Gebührenanspruchs im Falle des erfolgreichen Widerspruchsverfahrens und steht 
dem Erstattungsanspruch aus § 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X nicht entgegen. 
Der Erstattungsberechtigte ist nicht verpflichtet gegenüber seinem Bevollmächtigten die 
Einrede der Verjährung zu erheben. 
 
§ 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X, § 45 SGB I, § 49 Abs. 1 Satz 1 und 2 BRAO 
 
Urteil des BSG vom 12.12.2019 – B 14 AS 46/18 R – 
Aufhebung des Urteils des Thüringer LSG vom 15.05.2018 – L 9 AS 361/17 –  
 

Die Beteiligten streiten über die Erstattung von Kosten des Vorverfahrens. 
Das beklagte Jobcenter verpflichtete sich 2009 nach einem erfolgreichen Widerspruchsverfah-
ren, die notwendigen außergerichtlichen Kosten des Vorverfahrens, einschließlich der Ge-
bühren und Auslagen des Bevollmächtigten der Kläger, zu übernehmen. Die Kläger hatten mit 
dem Bevollmächtigten vereinbart, dass er im Falle einer negativen Kostengrundentschei-
dung im Widerspruchsverfahren und einer nachträglichen Ablehnung von Beratungshilfe von 
einer Rechnungsstellung an die Kläger absehen werde. Mit am 30.12.2013 beim Beklagten 
eingegangenen Schreiben beantragten die Kläger die Festsetzung der Kosten für ihren Be-
vollmächtigten auf 480,76 EUR. Der Beklagte lehnte dies ab, weil die Kläger gegenüber ih-
rem Rechtsanwalt die Einrede der Verjährung erheben könnten. Der dagegen erhobene Wi-
derspruch wurde zurückgewiesen. Klage und Berufung blieben erfolglos. 
Das BSG hat der Revision der Kläger stattgegeben und die Urteile des SG und LSG aufgeho-
ben. Zu Recht machten die Kläger geltend, dass sie einem wirksamen Vergütungsan-
spruch ausgesetzt und zur Erhebung der Verjährungseinrede nicht verpflichtet seien. 
Der Erstattungsanspruch ergebe sich aus § 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X und sei durch den Kost-
engrundbescheid der Beklagten festgestellt worden. Da die Gebührenforderung noch nicht begli-
chen sei, hätten die Kläger einen Anspruch von der streitbefangenen Gebührenforderung freige-
stellt zu werden. Sie seien einem wirksamen Vergütungsanspruch ihres Bevollmächtigten 
ausgesetzt. Die (bloße) Ankündigung eines Gebührenverzichts bei einem erfolglos einge-
legten Widerspruch ziehe keinen Verlust des anwaltlichen Gebührenanspruchs im Erfolgs-
fall nach sich (wird ausgeführt, s. Rz. 14 - 17). Diese Zusage sei auch nicht wegen Unter-
schreitung der gesetzlichen Gebührengrenzen unzulässig, da die Kläger aufgrund ihres Leis-
tungsbezugs nach dem SGB II zu dem Personenkreis gehörten, dem gegenüber nach § 49 Abs. 
1 Satz 2 BRAO Gebühren erlassen werden können (wird ausgeführt, s. Rz. 18 - 21). Der Gel-
tendmachung des Freistellungsanspruchs stehe nicht der Einwand rechtsmissbräuchlichen 
Verhaltens, wegen Nichterhebung der Verjährungseinrede entgegen. Die anderslautende 
Rechtsprechung des BGH sei auf den Freistellungsanspruch nach § 63 SGB X nicht über-
tragbar, da diese Regelung nicht Ausdruck des allgemeinen kostenrechtlichen Rechtsgedan-
kens im Staat-Bürger-Verhältnis sei, sondern eine Spezialregelung zur Kostenerstattung bei 
förmlichen Widerspruchsverfahren (wird ausgeführt, s. Rz. 22 - 27). Auch ein Verstoß gegen die 
Kostenminderungspflicht der Kläger bestehe nicht (s. Rz. 22). Abschließend stellt das BSG 
fest, dass der Freistellungsanspruch auch nicht nach § 45 Abs. 1 SGB I verjährt sei (s. Rz. 
29). (R.R.) 

 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 12.12.2019 – B 14 AS 46/18 – 
wie folgt entschieden: 
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